
gierung die unteren 15 Pro-
zent der einkommens-
schwachen Haushalte in
Deutschland gewählt. Men-
schen mit aufstockenden
Sozialleistungen und arme
Menschen, die aus Scham
keine Unterstützung des
Staates in Anspruch neh-
men, werden mit hinzugezo-
gen. Durch diese Rechen-

methode wird der Regelsatz

Willkürliche
Rechenmethode?

für Hartz IV künstlich niedrig
gehalten. Das entspricht
nicht dem Verfassungsge-
richtsurteil.
Problematisch ist auch die
Bewertung von Verbrauchs-
positionen, die die Bundes-
regierung Langzeitarbeitslo-
sen nicht gewähren will.
Grundlage für die Berech-

nungen des Regelsatzes ist
das Ausgabeverhalten von
Einpersonenhaushalten,
das in einer großen Stich-
probe über Monate alle fünf
Jahre erfasst wird. Die
Karlsruher Richter haben
geurteilt, dass es keine will-
kürlichen Setzungen von
Verbrauchspositionen bei
den Regelsätzen geben
darf. Auch in diesem Punkt
widerspricht der Gesetzent-
wurf dem Urteilsspruch.
Ausgaben für Alkohol, Ta-
bak, Schnittblumen und
chemische Reinigung wur-
den kurzerhand gestrichen
und der Regelsatz damit um
über 20 Euro auch für absti-
nent lebende Leistungsbe-
zieher im Monat auf 364

Euro kleingerechnet.

Noch schlimmer: Kinder

sollen keinen einzigen Cent

- Fortsetzung auf Seite 2 -

Hartz-IV-Reform:

SPD fordert bessere Teilhabe von Kindern
- Von Gabriele Hiller-Ohm -

Was braucht ein Mensch in
unserem Staat zum Le-
ben? Wie kann die Teilha-
be von Kindern an Bildung
sichergestellt werden? Die-
se Fragen müssen von der
Politik bis spätestens zum
1. Januar 2011 beantwor-
tet werden. Grund hierfür
ist ein Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom
Februar 2010. Es fordert
Bundesregierung und Par-
lament auf, ein menschen-
würdiges Existenzminimum
zu gewährleisten, das auch
Teilhabe an Bildung und

Kultur einschließt.

Die Bundesregierung hat
endlich einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, mit dem die
Vorgaben der Verfassungs-
richter umgesetzt werden
sollen. Wertvolle Zeit wurde
seit Februar von Ministerin
von der Leyen vertan. Jetzt
soll das Gesetz im
Schweinsgalopp durch das
parlamentarische Verfah-

ren gepeitscht und parallel
dazu eine Verständigung
mit den Ländern erreicht
werden. Da das Urteil erst-
malig Kindern im Sozialleis-
tungsbezug ein individuel-
les Recht auf Teilhabe an
Bildung einräumt, müssen

die Länder mit ins Boot.

Gern hätte die schwarz-
gelbe Bundesregierung ihr
„Fünf-Euro-Gesetz“ ohne
die SPD durchgezogen.
Seit der Wahl in NRW und
den neuen Mehrheitsver-
hältnissen im Bundesrat
braucht das Gesetz aber

die Zustimmung der SPD.

Wir fordern ein verfas-
sungskonformes Gesetz.
Das liegt zur Zeit jedoch
nicht auf dem Tisch. Als
Vergleichsgruppe für die
Bestimmung des Existenz-
minimums für Sozialhilfe-
bezieher hat die Bundesre-
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Vors. des Jugendhilfeausschusses, Ralf Stegner, MdL, Wolfgang Baasch, MdL und Meck-Poms
Familienministerin Manuela Schwesig besuchten gemeinsam die Lübecker Kita Dreifaltigkeit
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21,88 Euro je Einwohner
nur halb so viel schwarz-

gelbe „Kürzung“ an.

Diese soziale „Schlagseite“
gilt auch innerhalb unseres
Landes: Den sozialen Rot-
stift des Bundes spürt am
wenigsten die Boom-Region
Stormarn (minus 24,25 €/
EW), die im Hamburger
Rand mit vier Prozent Ar-
beitslosenquote fast Vollbe-
schäftigung hat, während
die strukturschwachen Flä-
chenkreise deutlich stärker
getroffen werden. Am
schlimmsten trifft es Lü-
beck, Kiel, Neumünster und
Flensburg (jeweils deutlich
über minus 75 €/EW) und
damit Brennpunkte, in de-
nen soziale Integration not-
wendig ist. Das beweist:
Schwarz-Gelb hat auch in
der Regionalpolitik jeden
Kompass für Gerechtigkeit
und Solidarität verloren und
gefährdet leichtfertig das
Ziel, überall in Deutschland
vergleichbare Lebensbedin-
gungen durch gezielte
Strukturhilfen des Staates

anzustreben.

Als „Sahnehäubchen“ wer-
den die Rentenbeiträge für
Langzeitarbeitslose sowie
die Erstattung „einigungs-
bedingter Leistungen“ an
die Rentenversicherung
komplett gestrichen, wo-
durch der Rentenkasse pro
Jahr 2,1 Mrd. fehlen wer-
den. Folge: Bis 2014 ent-
steht in der Rücklage der
Rentenversicherungen ein
Loch von 8,4 Mrd. Euro.
Das spart nichts, sondern
verschiebt Lasten in die
Zukunft und sorgt absehbar
– nach der nächsten Bun-
destagswahl! - für höhere
Beitragssätze zu Lasten der
Arbeitnehmer, denen doch
„Mehr Netto vom Brutto“

versprochen worden war…

Bettina Hagedorn

renen im wichtigen ersten
Lebensjahr 3.600 Euro.
Zusätzlich wird pünktlich
zum Winter der Heizkosten-
zuschuss gestrichen. Das
trifft bundesweit 800.000
Haushalte mit durchschnitt-
lich 800 Euro Monatsein-
kommen. Auch das trifft
besonders viele Alleinerzie-
hende mit ihren Kindern,
die zu 40 Prozent auf ALG II
angewiesen sind. Das ist

soziale Kälte pur!

Der Kahlschlag führt auch
regional zu „sozialen Schief-
lagen“: Schleswig-Holstein
verliert durch die Kür-
zungen von 2011 bis 2014
insgesamt ca. 850 Mio.
Euro, davon über 500 Mio.
Euro binnen vier Jahren
allein durch die oben be-
schriebenen Maßnahmen!
Das sorgt im Jahresdurch-
schnitt in Schleswig-
Holstein für ein Minus von
44,14 Euro je Einwohner. In
Mecklenburg-Vorpommern
ist es mit 82,28 Euro fast
das Doppelte, im reichen
Bayern kommt mit minus

Über 32 Mrd. Euro - und
damit fast 50 Prozent aller
Kürzungen - treffen bis
2014 allein die Ausgaben
des Arbeits- und Sozialmi-
nisteriums. Ein sozialer
Kahlschlag, der vor allem
die Mittel für aktive Arbeits-
marktpolitik drastisch kürzt,
so dass bundesweit künftig
in den JobCentern kaum
Mittel für wichtige Maßnah-
men zum Abbau der Lang-
zeitarbeitslosigkeit zur Ver-

fügung stehen werden.

Getreu dem Motto „Fordern
Ja, Fördern Nein!“ trifft die-
ser Kahlschlag vorrangig
Alleinerziehende, jüngere
wie ältere Langzeitarbeitslo-
se, Menschen mit Handicap
und Migranten. Das ist kein
„Sparen“, wenn man Lang-
zeitarbeitslosen die Chance
auf Weiterbildung und Um-
schulung nimmt und dafür
sorgt, dass sie langfristig
auf Hilfsarbeiten und Dum-
pinglöhne angewiesen sind,
zumal die Forderung nach
Mindestlöhnen weiter igno-

riert und blockiert wird.

Unter dem harmlos klingen-
den Stichwort „Umwand-
lung von Pflicht- in Ermes-
sensleistungen“ sollen im
nächsten Jahr bei der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik zwei
Mrd. Euro gekürzt werden
und innerhalb der nächsten
vier Jahre sogar 16 Mrd.
Euro. Ausgerechnet Famili-
en mit ihren Kindern im ALG
-II-Bezug streicht Schwarz-
Gelb das Elterngeld kom-
plett und nimmt damit den
Eltern und ihren Neugebo-

Haushaltskonsolidierung auf dem Rücken
der Schwächsten

Fortsetzung von Seite 1:

mehr an Regelleistung be-
kommen. Auch hier ist frag-
lich, ob bei der Berechnung
von eigenständigen Kinder-
regelsätzen den Vorgaben
des Bundesverfassungsge-
richts Rechnung getragen

wurde.

Bei aller Zeitnot und
Schlampigkeit seitens der
Regierung wird sich die
SPD Verhandlungen nicht
verschließen. Denn das
Urteil der Karlsruher Rich-
ter bietet zum erstmals die
Chance, in Deutschland
gemeinsam mit Ländern
und Kommunen die Teilha-
be von Kindern an Bildung
und gesunder Entwicklung
gerechter zu gestalten. Bis-
her lag die Verantwortung
für Bildung allein bei den
Ländern. Trotz großer An-
strengungen seitens der
SPD war es schwer, besse-
re Strukturen in den Län-
dern vom Bund aus durch-
zusetzen. Wir haben trotz-
dem den Rechtsanspruch
auf einen Betreuungsplatz
für Kinder ab eins durchge-
setzt und den Kita-Aufbau
mit vier Mrd. Euro geför-
dert. Mit dem Vier-Milli-
arden-Euro-Programm für
den Ausbau von Ganztags-
schulen und dem 13 Mrd.
Euro schweren Konjunktur-
programm für Länder und
Kommunen, von dem zwei
Drittel in Kitas und Schulen
fließen, haben wir ganz

wichtige Schritte getan.

Wie die Bundesregierung
jetzt jedoch in nur wenigen
Wochen sicherstellen will,
dass alle Hartz-IV-Kinder
gerechte Bildungschancen
in Deutschland erhalten,
steht in den Sternen. Die
von der Ministerin vorge-
schlagenen Gutscheine und
Chipkarten im Wert von
12,50 Euro pro Monat und
Kind können keine gerech-
te und diskriminierungs-

freie Lösung sein.

Am 28. Oktober hat Schwarz-Gelb im Bundestag mit dem
Haushaltsbegleitgesetz 2011 ihr sogenanntes Sparpaket
beschlossen – der in Zahlen gegossene Beweis dafür,
dass diese Koalition der sozialen Kälte eine Haushalts-
konsolidierung einseitig auf dem Rücken der Schwächs-
ten unserer Gesellschaft vollzieht, anstatt die Unterneh-
men und Besserverdienenden angemessen an den Folge-

kosten der Krise zu beteiligen.

Bettina Hagedorn, MdB



01.11.2010, 19 Uhr,
Plön:

Der Kieler SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Hans-
Peter Bartels lädt ein zur
Diskussionsveranstaltung
zum Thema „Was bleibt von
der Bundeswehr?“ in der
Gaststätte „Zum Prinzen“,
Markt 14. Zweiter Referent
des Abends ist Sönke Rix,
der über die Auswirkungen
der Aussetzung der Wehr-
pflicht auf den Bereich Zivil-
dienst berichten wird. Inte-
ressierte sind herzlich will-

kommen.

01.11.2010, 19 Uhr,
Norderstedt:

Der Kreis Segeberger SPD-
Bundestagsabgeordnete
Franz Thönnes lädt ein zur
Veranstaltung der Diskussi-
onsreihe „Wie wollen wir
morgen leben und arbei-
ten?“. Thema an diesem
Abend ist die „Kultur der
Arbeit“, Referent ist der
stellvertretende Vorsitzen-
de der SPD-Bundestags-
fraktion Olaf Scholz. Die
Veranstaltung findet statt
im Restaurant Lindenhof,

Ulzburger Straße 94.

03.12.2010, 20 Uhr,
Pinneberg:

Der Kreis Pinneberger SPD-
Bundestagsabgeordnete
Ernst Dieter Rossmann lädt
ein zu einer Diskussionsver-
anstaltung zum Thema
„Energiewende statt Atom-
kraft - Chancen und Her-
ausforderungen zukünftiger
Energiepolitik“. Referent ist
der stv. SPD-Fraktionsvor-
sitzende Ulrich Kelber. Die
Veranstaltung findet statt
im Hotel Cap Polonio,
Fahltskamp 48. Infos unter
04101/200639, Anmel-
dung unter ernst-dieter.

rossmann@bundestag.de.

Ein Jahr Schwarz-Gelb -
die größten Flops der Bundesregierung

Seite 3
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Hans-Peter Bartels:

► Erst Steuern senken für
Hoteliers und Großerben –
um dann mit dramatischer
Geste die Notwendigkeit
von Sparmaßnahmen beim
Sozialen zu beschwören,
das ist die Umverteilungs-

politik von Schwarz-Gelb.

► Bei der Bundeswehrre-
form geht es drunter und
drüber: erst der Haushalt,
dann der Umfang, dann die
Entscheidung über die
Wehrpflicht, dann die Struk-
tur – und am Ende werden
die „passenden“ Aufgaben
für die - nach Kassenlage -
geschrumpfte Bundeswehr
gefunden. Von Sicherheits-
politik und europäischer
Arbeitsteilung ist da keine

Rede mehr.

Bettina Hagedorn:

► Mit der Laufzeitverlänge-
rung für Atomkraftwerke
erhalten Energiemultis die
Lizenz zum Gelddrucken,
die Atommüllberge wach-
sen und erneuerbare Ener-
gien bleiben auf der Stre-
cke. Der fest vereinbarte
Atomausstieg wird „ver-
dealt“. Auch die seit über
drei Jahren stillgelegten
Skandalreaktoren Bruns-
büttel und Krümmel krie-

gen weitere Betriebsjahre.

► Kahlschlag bei der Städ-
tebauförderung und bei der
„Sozialen Stadt“: Damit
kürzt Schwarz-Gelb nicht
nur auf dem Rücken der
Kommunen, sondern stoppt
Investitionen, auf die Bau-

gewerbe und Handwerk
dringend angewiesen sind.
Rotstift bei der Förderung
der CO2-Gebäudesanierung
– und gleichzeitig sollen die
Kosten für energetische
Sanierung auf die Mieter

abgewälzt werden können.

Gabriele Hiller-Ohm:

► Kahlschlag im Sozialbe-
reich: Zwei Milliarden weni-
ger in 2011 für die Arbeits-
förderung! Ministerin von
der Leyen verbaut Arbeits-
suchenden so den Wieder-
einstieg in Arbeit. Gleichzei-
tig verhindert sie eine ver-
fassungsgemäße Hartz-IV-
Reform. Fielmann-Mentali-
tät bei Kinderregelsätzen:

Kein Cent dazu bezahlt!

► CDU, CSU und FDP haben
den Hotelbesitzern ein Milli-
arden-Geschenk gemacht
und eine vernünftige Um-
satzsteuerreform verhin-
dert. Sinkende Hotelpreise:

Fehlanzeige!

Sönke Rix:

► Die völlig überflüssige
Verkürzung des Wehr- und
Zivildienstes, die nun ohne-

hin ausgesetzt wird.

► Das Festhalten am unsin-
nigen und kontraprodukti-
ven Betreuungsgeld für El-
tern, die ihre Kinder zu Hau-

se betreuen.

Ernst Dieter Rossmann:

► Eine Milliarde Euro hatte
Frau Schavan den 16.400
Grundschulen in Deutsch-
land angekündigt, um leis-
tungsschwache Kinder und

Jugendliche individuell zu
fördern. Nur schade, dass
sie vergessen hatte, erstens
ihre Haushälter und die
Bundeskanzlerin zu fragen
und zweitens, dass das Ko-
operationsverbot im Grund-
gesetz dem Bund diese
Förderung der Schulen lei-

der nicht mehr erlaubt.

► 160.000 Studierende
sollten nach den Ankündi-
gungen von Frau Schavan
in dieser Legislaturperiode
ein neues Stipendium erhal-
ten. Nur war das Programm
leider schlecht gemacht,
falsch finanziert und sozial
ungerecht. Die Folge: Für
2011 hat Schavan aus den
160.000 Stipendien schnell
10.000 gemacht. „Tetsche
mit Utsichten“, sagt man

hierzu an der Küste.

Franz Thönnes:

► Noch nie ist ein Außenmi-
nister so gleichgültig mit
präventiver Friedenspolitik
umgegangen. Die Kürzungs-
pläne für den Haushalt se-
hen für Humanitäre Hilfs-
maßnahmen im Ausland,
Afrika-Hilfe, Krisenpräventi-
on, Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle sowie bei
Demokratisierungshilfe und
Maßnahmen zur Förderung
der Menschenrechte Kür-
zungen zwischen 20 und 50

Prozent vor.

► Die Regierung hat es in-
nerhalb eines Jahres ge-
schafft, den internationalen
Einfluss Deutschlands er-
heblich zu reduzieren. Politi-
sche Initiativen von Gewicht
im Nahen Osten, Afghanis-
tan oder Pakistan sucht
man vergeblich. Beim Euro-
Rettungspaket wurde deut-
lich, wie wenig unser Rat
gefragt ist. Erst war man
getrieben, dann vor vollen-

dete Tatsachen gestellt.

Ein Jahr wurschtelt die sogenannte bürgerliche Wunschko-
alition schon vor sich hin und versucht Deutschland zu
reagieren. Ein Jahr, das von Kakophonie zwischen Union
und FDP, gebrochenen Versprechen, handwerklich
schlecht vorbereiteten Gesetzesvorlagen und unsozialen
Beschlüssen geprägt war. Hier schreiben die schleswig-
holsteinischen SPD-Bundestagsabgeordneten, welche

zwei Flops der Bundesregierung sie am meisten aufregten:

- Termine -
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Nur wenige Wochen nach-
dem die SPD am 11. Sep-
tember auf ihrem Landes-
parteitag in Kiel einen Be-
schluss zur kritischen Über-
prüfung der Festen Feh-
marnbeltquerung fasste,
hat der Rechnungsprü-
fungsausschuss des Bun-
destages am 1. Oktober die
wachsenden Bedenken in
einem eigenen Beschluss
bekräftigt. Auf meine Initia-
tive als Hauptberichterstat-
terin für Verkehr in diesem
Gremium haben die Mitglie-
der von SPD, CDU und FDP
(bei Enthaltung der Grünen
und Ablehnung der Linken!)
den äußerst kritischen Be-
richt des Bundesrechnungs-
hofs vom April 2009 zur
Finanzierung der Hinter-
landanbindung ausdrück-
lich zustimmend zur Kennt-
nis genommen und das
Verkehrsministerium zu
einer Risikobewertung und
Vorlage eines detaillierten
Projektablaufplans der Hin-
terlandanbindung bis Ende
2011 verpflichtet. Darüber
hinaus muss das Ministeri-
um dem Ausschuss nach
Abschluss des Raumord-
nungs- (2012) und des
Planfeststellungsverfahrens

Kritik an Finanzierung der Hinterlandanbindung

kehrsprognosen sowie eine
wachsende Skepsis gegen-
über Großprojekten mit
mangelnder Transparenz
haben offensichtlich die
Zweifel selbst bei jenen
Abgeordneten der jetzigen
Regierung geweckt, die
dem Staatsvertrag im Bun-

destag 2009 kritiklos zu-
stimmten. Erst im Juni hatte
das Verkehrsministerium
die zuvor prognostizierten
Güterzugzahlen von 149
auf 54 bis 78 Züge pro Tag
halbiert und eingeräumt,
bis 2018 statt der ur-
sprünglich veranschlagten
300 Mio. Euro für den ers-
ten Bauabschnitt jetzt exakt
die doppelte Summe zu
benötigen. Fakt ist, dass
bisher kein einziger Cent für
die Hinterlandanbindung im
Bundeshaushalt und Fi-
nanzplan vorgesehen und

gegenfinanziert ist.
Mit dem Beschluss vom 1.
Oktober 2010 müssen Mi-
nisterium und Bahn künftig
dem Rechnungsprüfungs-
ausschuss ihre Zahlen auf
den Tisch legen, die stets
vom Bundesrechnungshof
kritisch überprüft und be-
wertet werden. Als unab-
hängigen „Wächter“ des
Steuerzahlers können sich
die Abgeordneten keinen
seriöseren und objektiveren
Partner in der Begleitung
des Planungsverfahrens
und einer kontinuierlichen
Kosten-Nutzen-Transparenz

wünschen!

Bettina Hagedorn

(2014/2015) je einen wei-
teren Bericht über die dann
aktuellen Kosten und Risi-

ken vorlegen.
Steigende Baukosten, die
dramatische Unterfinanzie-
rung des Verkehrswege-
plans, massive Anwohner-
proteste und sinkende Ver-

Ortstermin auf den Schienen in Großenbrode: Bettina Hagedorn
(Mitte) und Jutta Plambeck von der DB AG mit Bürgerinnen und
Bürgern, die sich für eine alternative Trassenführung einsetzen

„Die Beharrlichkeit der Par-
lamentarier und der Um-
weltorganisationen hat sich
gelohnt“, freut sich Franz
Thönnes. Der SPD-Bun-
destagsabgeordnete be-
grüßt das von der Internati-
onalen Schifffahrtsorganisa-
tion (International Maritime
Organisation – IMO) in Lon-
don beschlossene Verbot,
ungeklärte Abwässer von
Kreuzfahrtschiffen in die

Ostsee einzuleiten.

Als Leiter der Delegation
des Deutschen Bundesta-
ges in der Ostseepar-
lamentarierkonferenz ver-

weist Franz Thönnes auf die
entsprechenden Beschlüs-
se der Konferenz in den
vergangenen Jahren, die
gerade noch einmal beim
19. Jahrestreffen im August
2010 in Mariehamn/Åland-

Inseln bekräftigt wurden.

Das 2013 für Schiffsneu-
bauten in Kraft tretende
Verbot gilt ab 2018 dann
für alle Passagierschiffe auf
der Ostsee, wenn geeignete
Entsorgungsanlagen in den
Häfen verfügbar sind. „Die
Regelung wird erheblich
zum Schutz der Ostsee bei-

tragen“, so Thönnes.

Bei jährlich 80 Mio. Passa-
gieren, die auf Kreuzfahrt-
schiffen über die Ostsee
schippern, werden durch
WC-Spülungen und
Schmutzwasser ca. 340
Tonnen Stickstoff und 112
Tonnen Phosphor in eines
der am meisten belasteten
Meere der Welt eingeleitet.
Algenteppiche und Gebiete
am Meeresboden, auf de-
nen kein Leben mehr

herrscht, sind die Folge.

„Dass die IMO jetzt erst-
mals Grenzwerte für Nitrat-
und Phosphoreinleitungen
aus Schiffskläranlagen fest-

Mehr Schutz fürs Meer: weniger Abwässer in die Ostsee
gelegt hat, ist ein Schritt in
die richtige Richtung“, ur-
teilt der Experte für Ostsee-

politik Franz Thönnes.

Franz Thönnes, MdB



Ausbau der S4 sorgt für Entlastung Finanzierung von
Verkehrsprojekten

Nicht nur durch den Bun-
destag geistert so manches
Gerücht, dass Verkehrsmi-
nister Ramsauer aufgrund
des Sparzwangs Schwierig-
keiten bekommen wird,
geplante Verkehrsprojekte
tatsächlich zu finanzieren.
Sehr gespannt war die Lan-
desgruppe daher auf das
Gespräch mit Michael Groß,
dem Berichterstatter der
SPD-Bundestagsfraktion für
den Bundesverkehrswege-
plan. „Die Staatssekretäre
laufen derzeit noch durchs
Land und erzählen, dass
alles realisiert wird“, so der
Verkehrspolitiker. Wie das
allerdings bei Einsparungen
im Etat in Milliardenhöhe
und gleichzeitig steigender
Projektkosten gehen solle,
sei bis dato noch nicht
schlüssig erklärt worden.
Fakt ist jedenfalls, dass das
Bundesverkehrsministeri-
um derzeit die Einstufung

der Verkehrsprojekte prüft.

Grundsätzlich sei aber ein
Umdenken in der Verkehrs-
politik dringend geboten.
Die Arbeitsgruppe Verkehr
der SPD-Bundestagsfrak-
tion erarbeitet derzeit ein
Konzept, das sich an neuen
Kriterien wie Mobilitätsströ-
men, Nachhaltigkeit und
Entlastung von Straßen
orientieren und mehr Ges-
taltungsszenarien berück-
sichtigen soll. „Untersu-
chungen haben z.B. erge-
ben, dass von 1.500 ge-
bauten Ortsumgehungen
nur fünf Prozent tatsächlich
sinnvoll waren“, sagte Mi-

chael Groß.

Die Landesgruppe betonte
ausdrücklich, dass sich der
Bund an der Finanzierung
der in Schleswig-Holstein
geplanten Verkehrsgroßpro-
jekte stärker beteiligen
müsse, da von den Bau-
maßnahmen ganz Deutsch-

land profitiere. (nb)

Unterstützung bei ihrem
Einsatz für den Bau der S-
Bahn-Strecke S 4 von Ham-
burg nach Ahrensburg und
Bargteheide bekamen die
schleswig-holsteinischen
SPD-Bundestagsabgeordne-
ten bei einem Gespräch mit
dem Vorstand der Deutsche
Bahn AG. „Die Entlastung
des Hamburger Bahnhofs
ist ein echtes Anliegen“,
betonte Bahnchef Rüdiger
Grube. Die Konzernbevoll-
mächtigte der DB AG für

Schleswig-Holstein und
Hamburg, Ute Plambeck,
erläuterte: „Die S 4 ist die
einzige Möglichkeit, wie
man Luft in den überlaste-
ten Hamburger Bahnhof
bekommt.“
Damit ist die Einschätzung
des Bundesverkehrsminis-
teriums widerlegt, das den
Bau der S-Bahnstrecke mit
Verweis auf das Gutachten
„Schienenknoten Hamburg“
für nicht erforderlich hält.
Bundesminister Ramsauer

erwägt, das Projekt aus
dem vordringlichen Bedarf
des Bundesverkehrswege-
plans zu streichen. „Der
Bund will sich aus der Ver-
antwortung – oder konkret:
aus der Pflicht zur Mitfinan-
zierung - stehlen. In dem
selben Gutachten steht
nämlich auch, dass der Bau
der S 4 zu 60 Prozent dem
Schienengüter- und Perso-
nenfernverkehr nutzen wird
und somit kein reines Nah-
verkehrsprojekt ist, wie das
Ministerium suggeriert“,
sagt Ernst Dieter Ross-
mann, Sprecher der SPD-
Landesgruppe Schleswig-
Holstein. „Wir fordern den
Bund auf, sich den Initiati-
ven der Parlamente von
Schleswig-Holstein und
Hamburg zum Bau der Glei-
se für die S 4 nicht zu ver-

schließen.“

Weitere Themen des Ge-
sprächs mit dem Bahn-
Vorstand waren u.a. die
Hinterlandanbindung der
Fehmarnbeltquerung und
die Auswirkungen einer EU-
Verordnung, die dem Güter-
verkehr Vorrang vor Perso-

nenverkehr einräumt. (nb)
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Vollmundig hatte Minister
Röttgen bei der Vorstellung
des Gesetzentwurfs im Juli
verkündet, dass es CCS-
Anlagen nicht gegen den
Willen von Bundesländern
geben soll. Jetzt hat sich
herausgestellt, dass er den
Mund zu voll genommen

hat.

Denn es fehlt ein glasklar
formuliertes Vetorecht für
Landesregierungen, das
eine Verhinderung von CCS-
Anlagen auf schleswig-
holsteinischem Boden si-
cherstellen würde. Wir ha-
ben es hier also nicht mit
einem CCS-Verhinderungs-,

sondern mit einem CCS-
Ermöglichungsgesetz zu
tun. Der SPD Landesver-
band Schleswig-Holstein
hat im vergangenen Jahr
einen eindeutigen Be-
schluss gefasst: Mit der
SPD wird es keine Einspei-
cherung von CO2 aus Kohle-
kraftwerken in Schleswig-
Holstein geben! Dazu ste-
hen uneingeschränkt auch
die schleswig-holsteinisch-
en SPD-Bundestagsabge-
ordneten und lehnen den
vorliegenden CCS-Gesetz-

entwurf ab.
Wir fragen uns zudem, wie
die Bürgerinnen und Bürger

Vertrauen in eine Regierung
haben sollen, wenn Deut-
sche Ministerien Gesetzent-
würfe ausarbeiten und öf-
fentlich zur Diskussion stel-
len, die wichtige Zusagen
des verantwortlichen Minis-
ters de facto nicht enthal-
ten. Wir fordern die Bundes-
regierung nachdrücklich
auf, diese entscheidende
Leerstelle des fehlenden
Ländervetorechts im CCS-
Gesetz zu korrigieren, weil
sie nur damit verloren ge-
gangenes Vertrauen wieder-

herstellen kann.

Ernst Dieter Rossmann

Landesgruppe kritisiert CCS-Gesetzentwurf

Landesgruppensprecher Ernst Dieter Rossmann im Gespräch
mit dem Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bahn AG Rüdi-
ger Grube hoch über den Dächern Berlins im Bahntower
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Kritik an schwarz-gelber Gesundheitspolitik
in den Norden gekommen
war. Im Mittelpunkt des
Besuchs standen die Kran-
kenhausfinanzierung und
der zunehmende Mangel an
Ärzten und Pflegekräften.

Im Gespräch mit Vertretern
des Westküstenklinikums in
Heide fiel das gemeinsame
Fazit über die bisherige Ge-
sundheitspolitik von Minis-
ter Rösler verheerend aus.
Enttäuscht zeigten sich alle
davon, dass die guten An-
sätze von Ulla Schmidt
nicht fortentwickelt würden,
sondern wieder zurückgeru-
dert werde. Dies werde hö-
here finanzielle Belastun-
gen der Kliniken bedeuten.
Nach einem Abstecher zu
den SPD-Senioren in Mel-
dorf diskutierten die beiden
Bundestagsabgeordneten
in Tornesch die Zukunft der
Pflege, bevor es dann am
Abend in den Elmshorner
Wasserturm ging. Dort war-
teten über 50 Menschen,
um sich über die aktuellen
Fragen der Gesundheitspoli-
tik und das Modell der Bür-
gerversicherung zu infor-

mieren.

Einnahmeeinbußen
für Kliniken in SH

Die Entfernung eines Blind-
darms wurde in Schleswig-
Holstein im Jahr 2008 mit
rund 1.880 Euro vergütet,
in Rheinland-Pfalz waren
für den gleichen Eingriff
2.080 Euro zu zahlen, also
zehn Prozent mehr. Union
und FDP wollen jetzt einen
Beschluss der Großen Koa-
lition, der eine schrittweise
Angleichung der Beträge
vorgesehen hatte, rückgän-
gig machen und die Preis-
unterschiede zwischen den
Ländern weiter festschrei-

ben.
„Schleswig-Holsteins Klini-
ken drohen fest einkalku-
lierte Mehreinnahmen von
20 Mio. Euro verlorenzuge-
hen. Wir fordern Minister
Garg auf, diesen Anschlag
auf die Verlässlichkeit für
Schleswig-Holsteins Klini-
ken zu verhindern“, sagt

Ernst Dieter Rossmann.

Heide, Meldorf, Tornesch
Elmshorn – so lauteten die
Stationen der SPD-Gesund-
heitspolitikerin Carola Rei-
mann, die auf Einladung
von Ernst Dieter Rossmann

Carola Reimann, Harald Stender (Westküstenklinikum), Ernst
Dieter Rossmann und Detlef Buder, MdL

Anfang September war die
SPD-Gesundheitspolitikerin
Elke Ferner auf Einladung
von Franz Thönnes einen
Tag lang im Bundestags-
wahlkreis Segeberg – Stor-

marn-Nord zu Gast.
Die beiden Abgeordneten
besuchten zusammen mit
der SPD-Ortsvereinsvorsitz-
enden Susanne Danhier die
Hebammenpraxis in Bargte-
heide. Vor dem Hintergrund
massiv steigender Beiträge
zur Berufshaftpflichtversi-
cherung für Hebammen, die
Hausgeburten durchführen,
informierten sich die Politi-
ker über die aktuelle Situa-
tion. „Gerade junge Famili-
en müssen die Wahlfreiheit
für die Geburt ihrer Kinder
behalten. Hausgeburten
dürfen keine Luxusartikel

werden“, so Thönnes.
Nach einem kurzen Abste-
cher in „unserem“ Berlin

Ein Tag im Zeichen der Gesundheit
trafen beide Parlamentarier
und Dieter Schönfeld, Bad
Segeberger Bürgermeister,
in der Kreisstadt mit Dr.
Uwe Denker und Herdis
Hagemann (Segeberger
Tafel) zusammen. Vor eini-
ger Zeit hat Dr. Denker die
„Praxis ohne Grenzen“ ins
Leben gerufen. Er behan-
delt zusammen mit anderen
Ärzten unter dem Dach der
Segeberger Tafel ehrenamt-
lich und unbürokratisch

mittellose Menschen.

Am Ende des Tages hatten
Thönnes und Ferner zu ei-
ner Fraktion-vor-Ort-Veran-
staltung nach Norderstedt
eingeladen. Mit Fachleuten
aus der Praxis wurden die
Pläne der SPD-Bundes-
tagsfraktion diskutiert, die
Gesetzliche Krankenversi-
cherung zu einer solidari-
schen Bürgerversicherung

weiterzuentwickeln.

Schieflage beim
Honorarzuwachs

Das Honorar der niederge-
lassenen Ärzte und Psycho-
therapeuten in Deutschland
soll 2011 gegen das aus-
drückliche Votum der Ver-
treter der gesetzlichen
Krankenkassen erneut um
eine Mrd. Euro steigen. Bet-
tina Hagedorn verweist dar-
auf, dass dieses Ärztehono-
rarplus überwiegend in Bay-
ern und Baden-Württem-
berg landet, wo Mediziner
ohnehin schon gut verdie-
nen, rund 820 Mio. Euro
‚asymmetrisch‘ auf die Län-
der verteilt werden sollen.
„Die Hausärzte sind außer-
dem die Verlierer dieser
Reform, weil der geltende
Verteilungsschlüssel die
Fachärzte eindeutig be-
günstigt. Dies ist erneut
knallharte Klientelpolitik
von Gesundheitsminister
Rösler und den Koalitions-

fraktionen“, so Hagedorn.

Elke Ferner ist die stv. Vorsit-
zende der SPD-Bundestags-
fraktion für die Bereiche Ge-
sundheit und Soziales



Mut zu mehr Verantwortung und Freiwilligkeit

Die SPD hat bereits auf
dem Hamburger Parteitag
2007 beschlossen, einen
freiwilligen Wehrdienst ein-
zuführen. Eine Freiwilligen-
armee, mit Zeit- und Berufs-
soldaten sowie freiwillig
Wehrdienstleistenden hätte
gegenüber einer reinen Be-
rufsarmee vor allem einen
wichtigen Vorzug: die Mög-
lichkeit, den Nachwuchs für
die Bundeswehr aus der
Mitte der Gesellschaft aus-

wählen zu können.

Für junge Menschen, die
der Bundeswehr aufge-
schlossen gegenüberste-
hen, bietet der freiwillige
Wehrdienst eine Zeit des

Prüfens und Abwägens, ob
es sich lohnt, auf Dauer in
die Bundeswehr einzutre-
ten. Die Bundeswehr öffnet
damit eine Tür für alle, die
sich nicht von vornherein
und dauerhaft für den Beruf
des Soldaten entscheiden

wollen oder können.

Mit der Aussetzung der
Wehrpflicht wird der Zivil-
dienst als Ersatzdienst weg-
fallen. Die Mittel aus dem
bisherigen Zivildiensthaus-
halt wollen wir für die Ju-
gendfreiwilligendienste ein-
setzen und diese massiv
ausbauen. Seit Jahren über-
steigt die Zahl der Bewerbe-
rinnen und Bewerber die

Zahl der Plätze um das Dop-
pelte. Es ist jetzt unsere
Aufgabe, die anstehenden
Veränderungen als Chance
zu einer Offensive für mehr
Freiwilligkeit zu nutzen und
noch mehr Gelegenheit für
freiwilliges Engagement zu

schaffen.

Statt diese Gelegenheit
mutig zu nutzen, setzt Fami-
lienministerin Schröder mit
ihrem Vorschlag für einen
freiwilligen Zivildienst auf
das falsche Pferd. Er stellt
den Grundsatz der Nach-
rangigkeit von staatlichem
gegenüber gesellschaftli-
chem Engagement in Frage
und verabschiedet sich vom
Leitbild einer starken Bür-
gergesellschaft. Außerdem
führt er zu teuren und über-
flüssigen Doppelstrukturen
und kann die bestehenden
Freiwilligendienste sogar in
ihrer Existenz gefährden,
denn diese würden mittel-
fristig zu Diensten zweiter

Klasse werden.
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Seit Monaten sorgt Verteidigungsmi-
nister zu Guttenberg für immer neue Irri-

tationen und Verunsicherung. Statt eine Bun-
deswehrreform aus einem Guss, hat der Verteidi-

gungsminister der Öffentlichkeit immer wieder scheib-
chenweise neue Vorschläge präsentiert, ohne sich jedoch
eindeutig zu positionieren. Mittlerweile, so scheint es, hat
er tatsächlich eine Meinung und orientiert sich an den

Beschlüssen der SPD zum freiwilligen Wehrdienst.

Das kann nicht in unserem
Interesse sein. Deshalb
setzen wir uns für eine Stär-
kung und für eine Anpas-
sung der Jugendfreiwilligen-
dienste ein. Einen aktuellen
Antrag dazu haben wir gera-
de beschlossen, genau wie
ein Positionspapier zu der
zukünftigen Gestaltung von
Wehr- und Freiwilligendiens-

ten.

Sönke Rix

Sönke Rix, MdB

ze wären die Folgen.
„Unverantwortlich gegen-
über den Minderheiten und
kontraproduktiv für das in
Jahrzehnten gut gewachse-
ne Miteinander in der
Grenzregion“ sagt Franz
Thönnes. Zusammen wollen

sich jetzt deutsche und dä-
nische Sozialdemokraten
im Deutschen Bundestag
und im Folketing dafür ein-
setzen, dass es zu diesen

Beschlüssen nicht kommt.

Sönke Rix und Franz Thön-
nes luden zudem Vertreter
der beiden Minderheiten zu
Gesprächen nach Berlin
ein. Die Gäste aus Schles-
wig-Holstein und Dänemark
bemängelten dabei die
mangelnde Gesprächsbe-
reitschaft von Landes– und
Bundesregierung. Der Haus-
haltsberichterstatter der
SPD für den Bereich Inne-
res, Peter Danckert, kündig-
te an, mit seinen Kollegen
aus den anderen Parteien
über eine bessere finanziel-
le Ausstattung der Minder-

heiten zu sprechen.

Grenzüberschreitende sozialdemokratische Solidarität
Die von der Bundes- und
der Landesregierung ge-
planten Kürzungsvorhaben
gegenüber den Minderhei-
ten im Norden Schleswig-
Holsteins und in Sønderjyl-
land auf dänischer Seite
brachten deutsche und dä-
nische Sozialdemokraten
aus dem Bundestag, dem
Folketing, dem Landtag und
den Kommunalparlamenten
im September in Padborg
zusammen. Mit dabei wa-
ren die SPD-MdLs Birte
Pauls und Marion Sellier,
der Folketingsabgeordnete
Benny Engelbrecht und

SPD-MdB Franz Thönnes.

Die Merkel-Regierung will
2011 der deutschen Volks-
gruppe in Nordschleswig
1,5 Mio. Euro weniger über-
weisen und auch die schles-

wig-holsteinische Landesre-
gierung plant, der däni-
schen Minderheit die Schul-
zuschüsse um 4,7 Mio. Eu-
ro zu kürzen. Bibliotheks-,
Schulschließungen und Ent-
lassungen von Mitarbeitern
auf beiden Seiten der Gren-

Kommentar

Die Abgeordneten Franz Thönnes, Marion Sellier, Birte Pauls
und Benny Engelbrecht (von links)



► In den Ausein-
andersetzungen um

Stuttgart 21 und Integration
ist immer wieder der Vor-
wurf zu hören, der Wille der
Menschen werde ignoriert.
Haben die Politiker den

Kontakt zum Volk verloren?

Bartels: «Das Volk» ist sehr
bunt und sehr verschieden.
Wir leben in einer pluralisti-
schen Gesellschaft, wo
ganz unterschiedliche Men-
schen unterschiedliche Mei-
nungen zu den gleichen
Themen haben. Soll es hö-
here oder niedrigere Steu-
ern geben? Wie hoch sollen
Hartz-IV-Sätze sein? Wie soll
die Integration von Auslän-
dern gefördert werden?
Darüber werden Wahlen

entschieden.

► Den «Willen des Volkes»

gibt es nicht?

Bartels: Nicht in dem Sinne
„Alle wollen das gleiche“. Es
ist für die Demokratie ge-
fährlich, wenn sie als quasi
wissenschaftliche Veran-
staltung interpretiert wird,
wo am Ende nur eine Lö-
sung die «richtige» ist. De-
mokratie bedeutet nicht
„Wahrheitsfindung“, son-
dern freie Debatte und
Mehrheitsentscheidung. Wir
haben unterschiedliche
Interessen und Weltan-
schauungen in der Gesell-
schaft und die müssen sich
politisch artikulieren. Des-
wegen gibt es verschiede-
ne, oft gegensätzliche Posi-
tionen bei den unterschied-
lichen politischen Parteien.

So ist Demokratie gemeint.

► Viele Leute empfinden
die öffentliche Streiterei der
Parteien als etwas Negati-

ves.

Bartels: Ausgerechnet den
Streit zwischen Parteien für
ein Problem zu halten, ist
wirklich ein Problem! Streit

ist nötig, wenn es unter-
schiedliche Meinungen gibt!
„Parteienstreit“ heißt Mei-
nungsstreit. Und Kompro-
misse sind übrigens nicht
immer faul, sondern oft
vernünftig und notwendig.
Demokratie lebt davon,
dass Entscheidungen auf
Zeit getroffen werden.
Wenn sich etwas bewährt,
bleibt es dabei. Wenn es
sich nicht bewährt, kann es

wieder geändert werden.

► Was sagst Du Menschen,
die Wut auf «die Politiker»

empfinden?

Bartels: Das Interessante
ist, dass die meisten Men-
schen die Abgeordneten,
die sie persönlich kennen,
ganz okay finden. Auch die
wichtigsten fernsehbekann-
ten Minister in Frau Merkels
Kabinett kommen auf er-
staunlich gute Zustim-
mungswerte. «Die Politiker»
als anonyme Gesamtheit
dagegen sind Blitzableiter
für alles, was man schwierig
und ärgerlich und nicht gut
geregelt findet. Wenn man
sagt, „die Politiker sind
schuld“, wird es schon ir-
gendwie richtig sein. Damit
muss leben, wer sich zur
Wahl stellt und gewählt

wird.

► Tragen manche Abgeord-
neten nicht zu einer negati-
ven Wahrnehmung von Poli-

tikern bei?

Bartels: Ja, es gibt ganz
bestimmt Aspekte des poli-
tischen Betriebs, die nicht
gerade helfen, ein gutes
Bild der gelebten Demokra-
tie zu vermitteln. Dazu ge-
hören die berühmten
«Nebentätigkeiten», die
manchmal auch eher
Hauptbeschäftigung von
Abgeordneten sind. Meine
Meinung: Ein Bundestags-
mandat ist ein Vollzeitjob,
dafür muss man andere
Tätigkeiten ruhen lassen.
Allerdings – auch das muss
man sehen – würde es da-
mit für Freiberufler schwieri-
ger, nach ihrer Zeit als Ab-
geordneter wieder ihre alte
Berufstätigkeit aufzuneh-
men. Abgeordneter ist ja
nur ein „Beruf auf Zeit“,
durch Wahl gewonnen,

durch Wahl zu verlieren.

► Wären mehr plebiszitäre
Elemente in unserer Demo-

kratie wünschenswert?

Bartels: Ja. Das kann man
machen! Aber man sollte
sich davon keine Wunder-
dinge erwarten. Ich glaube
nicht, dass mehr Plebiszite
zu größerer Zufriedenheit
mit der Demokratie führen.
Wir haben ja auf kommuna-
ler und auf Landesebene in
den meisten Bundeslän-
dern seit Jahrzehnten die
Möglichkeit, Volksabstim-
mungen durchzuführen.
Davon wird sehr wenig

Gebrauch gemacht.

► Die Wahlbeteiligung geht
zurück, die Mitgliederzahlen
der meisten Parteien sin-
ken. Warum verliert die
deutsche Demokratie so

sehr an Attraktivität?

Bartels: Man könnte fast
sagen: Weil sie aus der

Mode kommt. Es hat Zeiten
gegeben, da war es schick,
sich gesellschaftlich zu en-
gagieren. Heute fragen sich
viele Menschen in erster
Linie: Was nützt es mir? Ich
würde mir wünschen, dass
mehr Leute einmal die Er-
fahrung machen, wie viel
Freude es bereitet, wenn
man sich für andere Dinge
als nur für sich selbst inte-
ressiert. Wenn man mit an-
deren diskutiert, streitet, im
politischen Gespräch zu-
sammen sitzt. Jeder ist von
unserem Grundgesetz dazu
aufgerufen, die Demokratie
mit Leben zu füllen. Und
wenn wir im Moment das
Gegenteil feststellen, dann
ist das ein Alarmsignal. Es
ist nicht gut, wenn Men-
schen glauben, es ginge

ohne sie.

► Was muss geschehen?

Bartels: Man muss sichtba-
rer machen, wie Demokra-
tie, wie Politik tatsächlich
funktioniert. In den Schu-
len, in den Medien, von mir
aus in Kinofilmen, wie dies
im angelsächsischen Kino
längst Tradition ist. Im politi-
schen Betrieb wäre man-
ches verbesserungsfähig –
Stichworte: Streitkultur,
politische Sprache, die In-
szenierung der Parlaments-
arbeit. Und die politische
Bildung muss gestärkt wer-
den. Alle Bürger müssen
wissen, dass sie Teil eines
demokratischen Gemeinwe-
sens sind, das nur gut funk-
tioniert, wenn viele sich
daran beteiligen. Die Frei-
heiten unserer Verfassung
sind nur dann sicher, wenn
wirklich Gebrauch von ih-

nen gemacht wird.

Der Text ist eine gekürzte
Fassung des Interviews vom
5.10.2010 für das Internet-

nachrichtenportal news.de.

„Demokratie vererbt sich nicht!“
Hans-Peter Bartels über Politikverdrossenheit, Streitkultur und Bürgerbeteiligung
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Interview

Der Kieler MdB Hans-Peter
Bartels ist Sprecher der
Arbeitsgruppe Demokratie

der SPD-Bundestagsfraktion
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Der Ausbau der Ganztags-
schulen von der Grundschu-
le bis zum Abitur soll nach
Rossmann in zwei Fünf-
Jahres-Phasen erfolgen. In
der ersten Phase von 2011
bis 2015 soll die Anzahl der
Ganztagsschulen von bun-
desweit aktuell 12.000 auf
19.000 ausgebaut werden.
Bereits mit dem Vier-
Milliarden-Ganztagsschul-
programm von Gerhard
Schröder und Edelgard Bul-
mahn waren von 2004 bis
2009 mit Bundesmitteln
7.200 Ganztagsschulen

ausgebaut worden.

Entsprechend setzt Ross-
mann für die erste Phase
des Masterplans vier Milli-
arden Euro als zusätzlichen
Kostenpunkt für den Inves-
titionsbedarf (Gebäude,
Mensen etc.) an. Zusätzli-
che 5,5 Milliarden Euro fal-
len für Personalkosten an,

ca. vier Milliarden Euro für
Erzieher und Sozialpädago-
gen und 1,5 Milliarden Euro
für Lehrerpersonal. „Das ist
mit einem Durchschnitts-
aufwand von 350.000 Euro
für die gebundene Ganz-
tagsschule und 50.000
Euro für die offene Ganz-
tagsschule sehr großzügig

gerechnet“, so der Abgeord-
nete. Rossmann wünscht
sich den Masterplan-
Ganztagsschule als gemein-
sames Programm von Bund
und Ländern, weil so eine
zweckgebundene Verwen-
dung der Mittel sicherge-

stellt werden könne.

Rossmann: „Der Plan ist
sehr mutig, das ist mir be-
wusst! Aber wer es ernst
meint mit der Bildungsrepu-
blik der gleichen Chancen
für alle Kinder und der gu-
ten Bildung an allen Schu-
len, der darf keine Angst vor
mutigen Schritten haben,
so wie die SPD in Schles-
wig-Holstein ja auch die
Gemeinschaftsschule

durchgeboxt hat.“

Apropos Schleswig-Holstein:
Mit 464 Schulen mit Ganz-
tagsangeboten unter allen
847 allgemeinbildenden
Schulen weist das Land
eine bundesweit überdurch-
schnittliche Versorgung von
ca. 55 Prozent (Bundes-
durchschnitt ca. 34 Pro-
zent) auf. Davon sind aller-
dings nur 35 gebundene
Ganztagsschulen. Es bleibt

also noch viel zu tun.

06.12.2010, 19 Uhr,
Trappenkamp:

Der SPD-Bundestagsabge-
ordnete Franz Thönnes
lädt ein zu einer Veranstal-
tung der Diskussionsreihe
„Wie wollen wir morgen
leben und arbeiten?“. Am
Nikolaustag soll es konkret
um die Zukunft der Arbeit
gehen. Das Impulsreferat
hält der stellvertretende
Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion, Hu-
bertus Heil. Für die Podi-
umsdiskussion stehen au-
ßerdem Carsten Ludwig
von der Bundesagentur für
Arbeit Neumünster und die
DGB-Vorsitzende der Regi-
on Schleswig-Holstein Süd-
Ost, Melanie Meyer zur

Verfügung.

Die Veranstaltung findet
statt in der Werkhalle der
Firma Wolfgang Gräber
Feinwerktechnik, Celsius-
straße 2. Auskunft erhal-
ten Interessierte im Bürger-
büro von Franz Thönnes
unter der Nummer
04551/968383, Anmel-
dungen bitte an franz.

thoennes@bundestag.de.
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Rossmann fordert Ganztagsschule für alle

Unmittelbar vor der Som-
merpause des Parlaments
kam dann Bundesbildungs-
ministerin Schavan allen
Dementis zum Trotz mit
ihrem Rettungsplan aus
dem Busch: Durch die Über-
tragung des Kieler Instituts
für Meereswissenschaften
GEOMAR von der Leibniz- in
die Helmholtz-Gemeinschaft
wird das Land finanziell
entlastet und soll somit die
Medizinstudienplätze in
Lübeck aufrecht erhalten

können.

Da das Verhalten der Bun-
desregierung gegenüber

der Opposition eine Miss-
achtung des parlamentari-
schen Fragerechts sowie
einen Affront gegenüber
dem Deutschen Bundestag
darstellt, wird jetzt die SPD-
Bundestagsfraktion in einer
„Großen Anfrage“ mit ca.
70 Fragen zur Rolle des
Bundes bei der Rettung der
Universitätslandschaft in
Schleswig-Holstein, zur
Nachhaltigkeit der Finanz-
zusagen sowie zu den Fol-
gen für die Struktur der
Meeresforschung in

Deutschland nachlegen.

Ernst Dieter Rossmann

Die Rolle des Bundes bei Uni-Rettung in SH
Als die Landesregierung im
Mai überraschend 2.300
Studienplätze in Lübeck
und Flensburg abbauen
wollte, hatten die Bildungs-
und Forschungspolitiker der
SPD-Bundestagsfraktion
wiederholt bei der Bundes-
regierung nachgefragt, was
sie zur Verhinderung dieses
hochschulpolitischen Amok-
laufs zu unternehmen ge-
denke. Immer wieder wich
das Bundesbildungsminis-
terium aus mit der Antwort,
dies sei Entscheidung des
Landes Schleswig-Holstein,
der Bund dürfe sich nicht

einmischen.

Die meisten anderen Länder haben es, die meisten Bil-
dungsforscher fordern es, viele Eltern wünschen es sich –
das flächendeckende Angebot der Ganztagsschule für alle
Kinder. Der SPD-Bildungsexperte und Landesgruppenspre-
cher Dr. Ernst Dieter Rossmann hat deshalb einen großen
Plan zur Debatte gestellt. Er fordert einen „Masterplan
Ganztagsschule 2020“ mit einer Ganztagsschule für alle

als Regelschule.

SPD-Bildungsexperte Ernst
Dieter Rossmann, MdB

- Termine -
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Die Zukunft der Arbeit ge-
meinsam fair zu gestalten -
darum geht es der SPD in
ihrem jüngsten Parteitags-
beschluss zur Arbeitsmarkt-
politik. Den stellte der stell-
vertretende SPD-Vorsitzen-
de Olaf Scholz auf einer
Betriebs- und Personalräte-
konferenz der SPD-Bundes-
tagsfraktion Mitte Oktober

in Rendsburg vor.

Anschließend diskutierten
die Gäste angeregt über die
Lage in den Betrieben und
den Erfolg von Mitbestim-
mung mit den Gesprächs-

partnern auf dem Podium:
Olaf Scholz, Franz-Josef
Möllenberg, Bundesvorsit-
zender der Gewerkschaft
N ahr un g - Ge n uss - G as t -
stätten und Günther
Meisterling, Geschäftsfüh-
rer der Gesellschaft
für Arbeitsmarkt- und Struk-
turpolitik, einem Institut der
Schleswig-Holsteinischen

Unternehmensverbände.

Ernst Dieter Rossmann ap-
pellierte abschließend an
die Anwesenden, wieder
stärker für ein Thema wie

dieses zu „brennen“. (gb)

Unbefristete Vollzeitstellen zu ordentlichen Löhnen!

Olaf Scholz, Franz-Josef Möllenberg und Sönke Rix auf dem
Podium der Betriebs- und Personalrätekonferenz

„Die Kommunen fühlen sich alleingelassen“
„Es passt nicht zusammen,
wenn wir uns in der Regie-
rung für Maßnahmen feiern
lassen, die auf kommunaler
Ebene nicht finanziert wer-
den können“, warnte Kiels
Oberbürgermeister Torsten
Albig, der im September in
der Landesgruppe zu Gast
war. So sei es angesichts
des Spardrucks beispiels-
weise problematisch, die
Personalkosten zu finanzie-
ren, die ab dem Jahr 2013
durch den Rechtsanspruch
auf einen Kita-Platz entste-

hen werden.

Die Pläne der Bundesregie-
rung, Kindern aus Hartz-IV-
Familien ein kostenloses
Mittagessen an Schulen zu
ermöglichen, kommentierte
Albig: „Es ist in der Praxis
sehr schwer, dieses Vorha-
ben diskriminierungsfrei zu
organisieren.“ Ähnliches
gelte für die Partizipation an
Bildungs- und Vereinsange-
boten. Hier müsse man be-
stehende Strukturen nut-
zen, aber die Vorstellungen
der Bundesarbeitsministe-
rin seien an dieser Stelle

noch sehr unkonkret. (nb)
Ernst Dieter Rossmann, Gabriele Hiller-Ohm, Torsten Albig,
Sönke Rix, Bettina Hagedorn und Franz Thönnes

Einen zweistündigen Parfor-
ce-Ritt durch landes- und
bundespolitische Themen
absolvierten Anfang dieser
Woche die Abgeordneten
der Landesgruppe mit SPD-
Landesverbands- und Frak-
tionschef Ralf Stegner. Im
Vordergrund stand die Be-
richterstattung über die
Arbeit im Landtag: „Wir set-
zen uns dafür ein, dass es
so schnell wie möglich ein
neues Wahlgesetz gibt, das
mit Zwei-Drittel-Mehrheit
verabschiedet werden soll-
te“, sagte Stegner.

Das Schulgesetz wolle die
Landesregierung trotz feh-
lender Legitimation offen-
bar rigoros durchsetzen.
„Wichtig ist, dass die SPD
tragfähige Konzepte im Be-
reich Bildung und Kinder-
betreuung erarbeitet. Wir
müssen klären, was wir
erreichen und wie wir es
finanzieren wollen“, so
Stegner. Trotz Schulden-
bremse dürfe man hier
nicht sparen. Bildungsaus-
gaben sollten endlich als
Investitionen im Haushalt
verbucht werden! (nb)

„Wir wollen ein schnelles Ende der Legislaturperiode“

Hans-Peter Bartels, Ernst Dieter Rossmann, Bettina Hagedorn,
Sönke Rix, Ralf Stegner und Franz Thönnes


